
Es ist eine Ehre und ein Auftrag: 
Die Delegierten des Bezirkspartei-
tages haben mich zum Vorsitzenden 
der SPD Weser-Ems gewählt. In Bad 
Zwischenahn habe ich dabei rund 91 
Prozent der abgegebenen Stimmen 
erhalten. Ich freue mich sehr über das 
Vertrauen!

Zugleich haben wir unsere bisheri-
ge Vorsitzende Hanne Modder aus 
Bunde (Landkreis Leer) verabschie-
det. Hanne, die auch Fraktionsvorsit-
zende der SPD im niedersächsischen 
Landtag ist, zieht sich nach zwölf 
Jahren als Bezirksvorsitzende zurück, 
arbeitet aber in der Kommunalpolitik 
weiter. Ihr ist es zu verdanken, dass 
die SPD Weser-Ems so stark aufge-
stellt ist. Das hat auch unser Minister-
präsident und SPD-Landesvorsitzen-

der Stephan Weil auf dem Parteitag 
betont.

Als stellvertretende Vorsitzende wur-
den die Landtagsabgeordneten Ka-
rin Logemann aus der Wesermarsch 
und Wiard Siebels aus Aurich sowie 
Kathrin Wahlmann aus dem Osna-
brücker Land gewählt. Mein ehema-
liges Amt als Schatzmeister der SPD 
Weser-Ems übernimmt künftig mei-
ne Bundestagskollegin Anja Troff-
Schaffarzyk.

Neben der Fortführung unserer Re-
gierungsarbeit in Land und Bund gilt 
es für uns als Bezirk vor allem, die 
Landtagswahl am 09. Oktober dieses 
Jahres zu organisieren. Ich will, dass 
die SPD erneut siegt und Stephan 
Weil Ministerpräsident bleibt!

Unter dem Motto „GeMAInsam Zu-
kunft gestalten“ haben sich am 01. 
Mai in ganz Deutschland Menschen 
versammelt, um für gute Arbeits-
bedingungen und faire Bezahlung 
einzutreten. In Oldenburg fand die 
Maikundgebung auf dem Rathaus-
markt statt, am Vorabend gab es das 
traditionelle „Rock gegen rechts“-
Konzert, das stets die DGB-Jugend 
organisiert. Leider konnte ich selbst 
in diesem Jahr wegen einer Corona-
Infektion nicht dabei sein.

Warum ist der Erste Mai ein wichtiger 
Termin nicht nur in meinem Kalender, 
sondern für alle Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten? Der „Tag der 
Arbeit“ geht zurück auf Auseinan-
dersetzungen zwischen streikenden 
Arbeitern und der Polizei in den USA 
1886. Von dort aus wurde der Tag ein 
wichtiges Datum der Arbeiterbewe-
gung, die von Anfang an eng mit den 
sozialdemokratischen Parteien ver-
bunden war. Er ist seit Jahrzehnten 
ein wichtiger gesetzlicher Feiertag, 
an dem Gewerkschaften und linke 
Parteien Druck für ihre Forderungen 
machen.

Was sonst noch im April geschehen 
ist, lest ihr auf den folgenden Seiten.

Wahl zum Vorsitzenden der 
SPD Weser-Ems
Parteitag bestimmt Vorstand neu
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In der Debatte um die Impfpflicht 
hörte man oft, es handle sich um eine 
„Gewissensentscheidung“, bei der 
der „Fraktionszwang“ aufgehoben 
sei. Was verbirgt sich dahinter?

Zunächst einmal: Alle Entscheidun-
gen von Abgeordneten sind Gewis-
sensentscheidungen! Artikel 38 des 
Grundgesetzes legt klar fest, dass 
Bundestagsabgeordnete „an Aufträ-
ge und Weisungen nicht gebunden 
und nur ihrem Gewissen unterwor-
fen“ sind. Niemand darf uns zwingen, 
so oder anders abzustimmen.

Aber: Die allermeisten Abgeordne-
ten sind in Fraktionen zusammen-
geschlossen. Genauso, wie ich von 
meinen Kolleginnen und Kollegen 
Unterstützung erwarte, schulde ich 
auch ihnen bei Abstimmungen in 
ihren Fachgebieten Solidarität. Na-
türlich debattieren wir in der Fraktion 
auch kontrovers über den richtigen 
Kurs. Die Fraktionsspitze bemüht sich 
dann, ein einheitliches Abstimmungs-
verhalten zu erreichen. Das alles wird 
mit dem Begriff Fraktionsdisziplin 
umschrieben. In einer Koalition muss 
sich darüber hinaus jede Partei sicher 

sein können, dass die eigenen Pro-
jekte auch von den Partnern unter-
stützt werden.

Manchmal entschließen sich Frak-
tionen, bei Einzelfragen die Frak-
tionsdisziplin nicht auszuüben. Man 
spricht dann missverständlich von 
„Gewissensentscheidungen“.

Einen „Fraktionszwang“ in dem 
Sinne, dass die Fraktion Strafmaß-
nahmen gegen „Abweichler“ ergrei-
fen könnte, gibt es hingegen nicht. 
Das wäre verfassungswidrig.

Fraktionsdisziplin 
und Fraktionszwang
Was sind Gewissensentschei-

dungen im Bundestag?

HINTER DEN KULISSEN

Die Erhöhung des Mindestlohns auf 
zwölf Euro pro Stunde kommt: Am 
13. April hat die Bundesregierung 
dem Bundestag ihren Gesetzent-
wurf zugeleitet. In der nächsten Zeit 
werden wir im Parlament darüber 
diskutieren und notwendige Anpas-
sungen vornehmen. Das Ziel ist, dass 
der Mindestlohn zum 01. Oktober auf 
zwölf Euro steigt.

Der gesetzliche Mindestlohn wurde 
2015 auf Initiative der SPD einge-
führt, damals noch in Höhe von 8,50 
Euro. Seitdem entscheidet die Min-
destlohnkommission über die Höhe. 
Derzeit liegt er bei 9,82 Euro. 

Warum machen wir das? Wir wol-
len, dass der Mindestlohn mehr er-
reicht, als nur die tägliche Existenz 
zu sichern. Erstens soll er auch eine 
soziale Teilhabe möglich machen: Ein 
Kinobesuch oder ein Essen im Res-
taurant muss auch für die, die nicht 
mehr als den Mindestlohn erhalten, 
drin sein! Und zweitens geht es da-
rum, dass ein höherer Mindestlohn 
auch zu höheren Einzahlungen in die 
gesetzliche Rente führt und so Alters-
armut vorbeugt.

Gleichzeitig erhöhen wir die Mini-
job-Grenze von 450 auf 520 Euro pro 
Monat. Das heißt, Menschen in Mi-

nijobs können weiterhin bis zu zehn 
Stunden pro Woche arbeiten. Die 
Höchstgrenze für eine Beschäftigung 
im Übergangsbereich („Midijobs“) , 
in dem die vom Arbeitgeber gezahl-
ten Sozialversicherungsbeiträge kon-
stant bleiben, heben wir von 1300 auf 
1600 Euro an.

Außerdem erarbeiten das Bundes-
arbeits- und das Bundesfinanzmi-
nisterium zusammen Wege, um den 
Mindestlohn effektiver durchzuset-
zen. Insbesondere soll es eine An-
wendung zur digitalen Arbeitszeiter-
fasung geben, die Unternehmen zur 
Verfügung gestellt werden kann.

12 Euro Mindestlohn 
kommt ins Parlament 

Gesetzentwurf dem Bundestag 
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Die Bundesregierung hat die Er-
höhung der Renten auf den Weg 
gebracht. Zum Sommer sollen die 
Leistungen um 5,35 Prozent (West) 
beziehungsweise 6,12 Prozent (Ost) 
steigen. Den Gesetzentwurf beraten 
wir nun im Bundestag.

Die Höhe der Renten ist an das Lohn-
niveau gekoppelt. Der Anstieg fällt 
so stark aus, weil die Löhne sich in 
Deutschland im vergangenen Jahr 
deutlich von ihrem Corona-Tief im 
Jahr 2020 erholt haben. Die Erhö-
hung wäre sogar noch stärker aus-

gefallen, wenn es nicht die Haltelinie 
und den Nachholfaktor gäbe. Erstere 
besagt, dass die Renten nicht fallen; 
deshalb sind sie im Jahr 2020 trotz 
der schrumpfenden Wirtschaft nicht 
gesunken. Die rechnerisch erforder-
liche Absenkung wird jedoch in Fol-
gejahren auf die Rentenerhöhungen 
angerechnet (der sogenannte Nach-
holfaktor).

Mit dem Gesetzentwurf wollen wir 
außerdem diejenigen besserstellen, 
die eine Erwerbsminderungsrente 
beziehen – also Menschen, die nicht 

mehr oder nur noch eingeschränkt 
arbeiten können, obwohl sie das Ren-
tenalter noch nicht erreicht haben. 
Wer zwischen 2001 und 2018 mit dem 
Bezug einer Erwerbsminderungsren-
te begonnen hat, erhält einen Auf-
schlag von 4,5 Prozent oder 7,5 Pro-
zent, abhängig vom Zeitpunkt des 
Rentenbeginns.

Zu guter Letzt erhalten auch Hinter-
bliebene mehr. Insgesamt werden 
künftig rund drei Millionen Renten 
einen Aufschlag erhalten. Auch das 
ist Generationengerechtigkeit. 

Renten steigen  
kräftig an 

Verbesserungen für Erwerbsge-

minderte und Hinterbliebene

In den letzten Monaten haben wir im 
Bundestag eine Vielzahl von Anträ-
gen zu einer Impfpflicht gegen das 
Coronavirus diskutiert. Das Ergeb-
nis ist jedoch ernüchternd: Am 07. 
April sind alle Anträge im Parlament 
gescheitert. Eine Impfpflicht wird es 
nicht geben.

Am nächsten an eine Mehrheit her-
an reichte der Antrag, den auch ich 
unterstützt habe. Mit ihm wäre eine 
allgemeine Impfpflicht für Menschen 
über 60 Jahre eingeführt worden. Ur-
sprünglich haben wir hier eine Impf-
pflicht für alle Erwachsenen vorgese-
hen, haben uns dann aber mit einer 

weiteren Gruppe von Abgeordneten 
auf einen gemeinsamen Antrag ver-
ständigt. Dennoch scheiterte unser 
Antrag für eine Impfpflicht deutlich.

Das lag auch daran, dass es leider 
nicht gelungen ist, Parteitaktik aus 
dem Thema herauszuhalten: Die 
CDU/CSU-Fraktion wartete mit ei-
nem eigenen, reichlich unausgegore-
nen Antrag auf, der außerhalb der ei-
genen Reihen sage und schreibe null 
Ja-Stimmen erhielt. Hier hätte ich mir 
mehr Zusammenarbeit im Sinne der 
Sache gewünscht. Schließlich geht es 
nicht um irgendein Thema, sondern 
um Menschenleben.

Ich hätte die Einführung einer all-
gemeinen Impfpflicht ab 18 Jahren 
sehr begrüßt. Denn obwohl es ange-
sichts der Nachrichtenlage so schei-
nen mag, ist die Corona-Pandemie 
nicht vorbei. Nach wie vor sterben 
in Deutschland täglich hunderte 
Menschen an dem Virus. Die Imp-
fung bietet einen guten Schutz vor 
Ansteckung, aber auch vor einem 
schweren Krankheitsverlauf. Daher 
ist es jetzt wichtig, über Alternativen 
nachzudenken, um die Impfquote zu 
erhöhen. Ich begrüße es daher, dass 
Bundesgesundheitsminister Karl Lau-
terbach bereits angekündigt hat, die 
Impfkampagne zu intensivieren. 

Impfpflicht scheitert 
im Bundestag
Was nun im Kampf gegen die 

Corona-Pandemie?
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Im April habe ich das Unternehmen 
Broetje Automation in Loy bei Rast-
ede besucht. Das Besondere dabei: 
Broetje Automation ist ein global tä-
tiges Unternehmen – das in Rastede 
entstanden ist und hier nach wie vor 
seinen Schwerpunkt hat.

Bei einer Führung hat mir CEO Lutz 
Neugebauer die umfangreiche Ferti-
gung vorgestellt. Broetje Automation 
stellt Technik für die zivile Luftfahrt 
bereit. Genauer gesagt: Hier werden 
die Maschinen gebaut, die Flugzeu-
ge bauen. Dabei sind derzeit mehre-
re hundert Arbeitsplätze in Loy ange-
siedelt.

Dabei haben wir natürlich auch die 
Bedingungen für unsere Unterneh-
men diskutiert, von der Corona-Pan-
demie bis hin zum Angriffskrieg in 
der Ukraine. Für mich ist klar: In un-
sicheren Zeiten muss Politik auch Ori-
entierung geben und Unternehmen 
und Beschäftigte dabei unterstützen, 
in einer Welt im Wandel zu bestehen.

Hervorgegangen ist das Unterneh-
men 1979 aus der Heizungsbaufirma 
August Brötje GmbH, die ebenfalls 
nach wie vor ein starkes Zugpferd für 
Rastede ist. Trotz des gemeinsamen 
Namens gehören die Unternehmen 
heutzutage nicht mehr zusammen.

Am 08. April hat die Oldenburgische 
Landschaft ihre Landschaftsversamm-
lung abgehalten. Dabei bin auch ich 
in den Vorstand gewählt worden. Ent-
sendet wurde ich vom Ammerländer 
Kreistag als Vertreter des Landkrei-
ses.

Die Oldenburgische Landschaft för-
dert im Oldenburger Land – also dem 
Gebiet, das als oldenburgischer Staat 
bis zur Gründung von Niedersachsen 
ein eigenes Land war – Kunst und 
Kultur. Dabei wird die Landschaft von 

den oldenburgischen Landkreisen 
und Kommunen unterstützt.

Die Landschaftsversammlung hat ein-
stimmig den Landschaftspräsidenten 
Prof. Dr. Uwe Meiners für eine zwei-
te Amtszeit gewählt. Aus Oldenburg 
und dem Ammerland neu im Vor-
stand ist außerdem Matthias Huber, 
Bürgermeister der Gemeinde Apen. 
Wiedergewählt wurde unter ande-
rem unser Landtagsabgeordneter Ulf 
Prange als Vertreter der Stadt Olden-
burg.

Besuch bei Broetje  
Automation in Rastede
Hightech vor Ort im Ammerland

Wahl in den Vorstand der  
Oldenburgischen Landschaft
Kulturförderung im Oldenburger Land
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KARIN LOGEMANN

Mit starken 100 Prozent der Delegier-
tenstimmen hat die örtliche SPD Ka-
rin Logemann erneut zur Landtags-
kandidatin für die Wesermarsch und 
Rastede bestimmt. Das Vertrauen 
verwundert nicht, denn Karin konnte 
ihren Wahlkreis 2017 mit großem Vor-
sprung auf die CDU gewinnen.

Im Landtag ist sie Sprecherin für Er-
nährung und Landwirtschaft und 
kämpft mit viel Präsenz und Leiden-
schaft für ihren Wahlkreis. Wichtig 
sind ihr der „niedersächsische Weg“ 
für Artenschutz und der 7-Punkte-
Plan der Landtagsfraktion für gute 
Lebensmittel zu fairen Preisen. Ich 
freue mich auf die Zusammenarbeit 
im Wahlkampf!


